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Eine Regierungserklärung
Erklärungen Dr. Simons

x Berlin, 26. Januar.
Aus Anlaß zahlreicher Aeußerungen der Jnlands und Auskandspreſſe, et ar der Frage der Reparationsverhandlungen

beſchäftigen, ließ ſich geſtern abend der Reichskanzler vom
Reichsminiſter des Aeußeren und dem Reichsfinanzminiſter
eingehend über dieſe Frage unterrichten. Es beſtand Ueber-
einſtimmung in folgender Beurteilung der
Sachver hältniſſe und der Stellungnahme der
deutſchen Regierung:a wie vor iſt es ein dringendes Jntereſſe Deutſchlands,

die Höhe ſeiner Reparationsſchuld ſobald als möglich kennen zu
lernen. Es hat ein vertragliches Recht darauf, daß ihm dieſe
Kenntnis bis zum 1. Mai 1921 verſchafft wird. Anderer-
ſeits erkennt Deutſchland an, daß zurzeit die Feſtſetzung der
Schuldſumme techniſch und eine Verſtändigung über die Feſt
ſetzung pſychologiſch ſchwierig wäre. Die deutſche
Regierung würde daher bereit ſein, auf die Einhaltung der
Friſt zu verzichten, wenn es ihr gelänge ſich mit denalliterten Regierungen über Teilleiſtungen Deutſchlands
während der nächſten fünf Jahre zu verſtändigen.

Jn dieſem Sinne hat fie den Seydouxſchen Plan
als Baſis der weiteren Verhandlungen angenommen. Der
Plan ſieht voraus, daß Deutſchland fünf Jaßre lang jährlich
Leiſtungen in Höhe von 3 Milliarden Goldmark macht, und daß
die Jahresleiſtungen nicht durch Geldzahlungen, ſondern durch
Sachlieferungen erfolgen werden. Die deutſche Re
gierung verlangt nun, daß bei den Verhandlungen über den
Plan die zahlenmäßige Höhe der Jahresleiſtung einſtweilen
vorbehalten bleibt daß zunächſt die Frage der Sachlieferungen

und die in Brüſſel von der deutſchen Delegation zur Svrache
gebrachten Vorausſetzungen der deutſchen Leiſtungsfähigkeit
erörtert werden, und daß über die Höhe der Geſamtſchuld nicht
erſt nach Ablauf der nächſten 5 Jahre, ſondern ſobald wie
möglich verhandelt wird.

Dieſes Verlangen iſt von dem franzöſiſchen Bot-
ſchafter in Berlin bei ſeiner entſcheidenden Beſprechung mit dem
deutſchen Außenminiſter als berechtigt anerkannt worden und
bildet alſo die Grundlage der weiteren Verhandlungen. Ohne
ein Entgegenkommen der alliierten Regierungen auf dem von
der deutſchen Delegation in Brüſſel bezeichneten Gebiet könnte
die deutſche Regierung die Annahme des Senydouxſchen Planes,
die ein großes Entgegenkommen ihrerſeits darſtellt, nicht ver
üntworten.

Die Brüſſeler Sackhverſtändigenkonferenzen ſind noch
nicht zu Ende geführt. Es iſt eine Pauſe eingetreten, dami:
inzwiſchen von beiden Seiten bezeichnete Sachverſtändige zu
ſammen kommen um beſtimmte techniſche Vorfragen der Repa
ration miteinander zu erörtern. Auch dieſe Erörterungen ſind
erſt zum Teil erledigt. Die gegenwärtige Tagung der Miniſter

äſidenten in Paris ſteht mit dem vereinbarten Gang der
e in keinem unmittelbaren Zu

mmenhang.h Sie kann weder die noch ausſtehenden Beſprechungen der

Sachverſtändigen, noch die in Spa zugeſagte Genfer Kon
ferenz erſetzen. Vorher bedarf es noch einer Konferenz der
induſtriellen Sachverſtändigen über die Methoden
der Sachleiſtung.

Die Ententeberatungen
Paris, 26. Janvar.

Die Sachverſtändigen für militäriſche,Marine- und Luftſchiffahrts Angelegenheiten
traten heute vormittag unter dem Vorſitz Foch s zuſammen.
Dieſe Sachverſtändigen, die von dem Oberſten Rat beauftragt
worden waren, eine Liſte aufzuſtellen über die BVertragsver-
letzungen Deutſchlands, ſowie Maßnahmen vorzuſchlagen, die zu
e wären, bildeten drei Kommiſſionen, die eine für
militäriſche, maritime und LuftſchiffahrtsAngelegenheiten. Dieſe
Kommiſſion behandelte die ihr zugewieſenen Fragen, die
deutſche Militärgeſetzgebung, die Herabſetzung
der deutſchen Armee auf 100 000 Mann, die Entwaff-
nung der Zivil bevölkerung und der Einwohner
wehren, die Auflöſung der Sicherheitspolizei,
die Auslieferung und Zerſtörung des mili-
täriſchen, maritimen und Luftſchiffahrts-
materials, die Zahlung einer Entſchädigungs-
ſumme für die zerſtörten Gegenſtände oder das ausgeführte
Material uſw. Die Kommiſſionen waren in ihren Entſchlüſſen
einig. Nachmittags verſammelten ſich die Sachverſtändigen
wiederum, um den Geſamtbericht über die einzelnen Be
richte der drei Kommiſſionen feſtzuſtellen. Dieſer Geſamtbericht
ſoll eine allgemeine Schlußfolgerung enthalten und
die Notwendigkeit von den Mächten die Ausführung der
vorgeſehenen Zwangsmaßnahmen innerhalb der
verſchiedenen feſtgeſetzten Friſten zu verlangen. Dieſe Friſten be
wegen ſich zwiſchen einigen Wochen und mehreren Monaten ent
ſprechend der Wichtigkeit der zu treffenden Maßnahmen, auf die
ſie ſich beziehen. Die weiteſt aus gedehnte Friſt geht aber
nicht über den Monat Juni hinaus

Ueber die heutige Vormittagsſitzung der Kon
ferenz wird folgendes offizielle Communiqué ausgegeben:
Die Konferenz nahm um 11 Uhr das Expoſédes Miniſters
Doumer über die Reparationsfrage entgegen. Es wurden
ſeitens der Mitglieder der HKonfereng näher Aufklärungen ver
langt, die der franzöſiſche Finanzminiſter beizubringen verſprach.
Er wird ergänzende Dokumente liefern. Sobald die Mitglieder
der Konferenz Kenntnis von dieſen Dokumenten haben, wird
die Reparationsfrage wiederum auf die Tages
ordnung der Konferenz geſetzt werden.

Die Außenhandelspolitik
In der Dienstagſitzung des Hauptausſchuſſes gab Reichs

miniſter Dr. Simons folgende Darſtellung über die Ein und
Ausfuhrpolitik:

Was die Frage des Verhältniſſes des Auswärtigen Amtes
zum Reich swirtſchaftsminiſterium und die einheit
liche Führung der Aus und Einfuhrpolitik angehe, ſo beſtehe kein
Zweifel, daß die augenblickliche Regelung der Wahrnehmung
unſerer Außenhandelsimereſſen nicht die endgültige ſein könne.
Hierüber ſeien ſich beide Behörden einig, und es finde zurzeit ein
Peenaustauſch über die Regelung dieſer Fragen ſtatt. Ein er
ſchwerendes Moment ſei allerdings, daß gerade die Außen
handelsſtelle des Auswärtigen Amtes zurzeit in einer

mformung begriffen ſei. Es ſei zu hoffen, daß die Kompe
tenzen zum Reichswirtſchaftsminiſterium ſchärfer abgegrenzt wer
den. Einen Verſuch, dieſes Problem durch die Bildung eines
neuen Miniſteriums, etwa eines Reichshandelsminiſte-
riums, zu löſen, hält der Miniſter nicht für glücklich. Die Be
wegung, die für die Schaffung einer beſonderen Behörde eintrete,
ürfe nicht unterſchätzt werden, vom Standpunkt des Auswärtigen
Amts us könne er ſich keinesfalls damit einverſtanden erkfären.
Eine ſolche Schwierigkeit in der Behandlung der Ein
und Ausfuhrpolitik liege darin, daß auch das Reichs
wirtſchaftsminiſterium mit ſeinen Außenßandelsſtellen recht un
überſichtlich geworden ſei. Das Staatsſekretariat für die Wirt
ſchaft im Auswärtigen Amt ſei zu dem Zweck eingerichtet, um
alle außenvolitiſchen Entſchließungen zu kontrollieren, wie ſie
auf die Anßenwirtſchaft des Reiches wirken; das gleiche gelte
für die Entſchließungen anderer Miniſterien. Dieſe Aufgabe ſei
durch die neue Form der Handelsverträge kompliziert. Durch
den Krieg und ſeine Folgen ſei man vom Abſchluß von

arifverträgen mehr und mehr abgekommen,denn dieſe beruhen auf dem freien privat wirtſchaftlichen Verkeßr,
während Warenmangel und Finanznot jeßt alle Staaten zu
einer Art ſtaatsſosiglſiſtiſcher Wirtſchaftsvolitik drängen. Daher

man fetßzt auf die Form der Kompenſationsverträge
gekommen, wie ſie gerade auch wiſchen der Schweia und uns auf

Tagesordnung ſtänden. Hierbei empfehle ſich eine weit
gebende Heranziehung der Jntereſſenten, damit ſoweit als mög
lich der etwas ſchwerfällige Apnarat der Stagtsvertröge ver
wieden wörde. Eine geſunde Mirtſchaftsſoge habe allerdings
ſolche Kompenfatfonsvertrege nicht nötig Solange wir aber in
unſerer jetzigen Lage ſind. werden ſich Hompvenfationsverträge

cht vermeiden laſſen und werde eine Kontingentierung der
und Ansfuhr ndtig ſein.

Der Miniſter geht dann auf die Schwierigkeiten, die ſich derAusfuhr de ntſ wer Bücher entgegenſtellen, ein, und weiſt
du hin. daß ex auf die Kekahren, die dem n Bücher

handel infolge unſerer ſchlechten Valuta drohten, rechtzeitig hin
gewieſen und ſchon in anderer Stellung ſeit dem Herbſt 1919 dem
Vertreter des deutſchen Buchhandels einen unmittelbaren Bücher
austauſch mit dem Auslande vorgeſchlagen habe, damit der
deutſche Buchhandel und die deutſche Kulturpropaganda im Aus
lande nicht unter der ſchwankenden Valuta leide.

Er lege auch jetzt noch Wert darauf, den Verſuch zu einem
ſolchen Bücheraustauſch mit dem Auslande zu machen, obwohl die
Schwierigkeiten inzwiſchen größer geworden ſind.

Die Anregungen, die in bezug auf die Frage der inter
nationalen Verſtändigungsverſuche gemacht ſeien, wolle er gern
agufnehmen. Er werde die nötigen Schritte tun, damit dem
Reichstag eine Denkſchrift hierüber vorgelegt werde. Aller-
dings würde es beſſer ſein, verſchiedene im Laufe des Jahres
ſtattfindende internationale Ereigniſſe abzuwarten. Auch werde
in der Denkſchrift nicht nur von den Fortſchritten, ſondern auch
von den Hemmniſſen der Verſtändigung zu berichten ſein. Be
dauerlich ſei es, daß Deutſchland auf der im März ſtattfindenden
internationalen Tagung des Roten Kreuzes nicht vertreten ſein
werde. Es ſei nachträglich aber unſere Zulaſſung von der Ab
gabe einſeitiger Erklärung abhängig gemacht worden, die ſich mit
unſerer Wijrde nicht vereinbaren ließen.

Die Frage der Unterbeamten wolſe er nicht näher
erörtern. Die erwähnten Vorfälle ſeien unterſucht und bei der
Answahl der Unterbeamten werde mit beſonderer Vorſſcht ver
fahren. Gerade von der Ehrlichkeit und Redlichkeit dieſer Be
amten hinge viel ab. Er könne aber zu ſeiner Freude feſtſtellen
daß das untere Perſonal des Auswärtigen Amtes. ſoweit er es
kenne, durchaus lobenswerte Dienſte leiſte. Die Beantwortung
der Anfragen wegen der Miniſterialſekretäre wolle er ſeinem
Referenten überlaſſen.

Das hoſſändiſche Kredifabkommen müſſe ſeßt am beſten ſeiner
Betätigung überlaſſen hleiben, damit es ſich ſelbſt auswirken kann.
Rückwärts gerichtete Betrachtungen balte der Miniſter nicht für
nükßlich. Ueber dem Abkommen ſelbſt habe ja mancher Unſtern
geſchwebt, beſonders inſofern, als das Ein verſtändnis der
Alliierten nicht ſo klar ausgeſprochen ſei, als für
die Sicherheit des Abkommens wünſchenswert geweſen wäre. Die
Ratifizierung habe ſich deshalb in die Länge gezogen, und dadurch
ſei in Holland viel böſes Blut entſtanden, das durch einige
Kleinigkeiten, wie das Marmelade- und Heringaabkommen, noch
vermehrt ſei. Die Verſtimmung ber das Kreditgkkommen in Holland ſei jetzt als beſeitigt zu betrachten. Der
Miniſter beyuste dieſe Gekegenheit, um der holländiſchen Regie
rung und den holländiſchen Wirtſchaftskreiſen nochmals den
Dank dafür auszufprechen, das ſie als Erſte bereit fen
feien, Deutſchland mit Kredit zu Hilfe zu kommen. Er gab ſeiner

Neberzeugung Ausdruck. daß das Abkommen zu ſtändiger Ver
beſſerung der wirtſchaftlichen und politiſchen Beziehungen zwiſchen
Deutſchland und Holland führen werde. d
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Kaiſers Geburtstag
Erinnerungen

Von Polizeidirektor Dr. Henninger- Berlin.
Noch vor 3 Jahren wurde der 27. Januar feſtlich be

gangen, draußen beim Heere, das ſich auf die ſiegreiche
Frühjahrsoffenſive im Weſten vorbereitete, und drinnen in
der Heimat, wo die große Mehrheit des deutſchen Volkes von
der den Siegeswillen lähmenden Friedensreſolution des
Juli 1917 abgekommen und weiter zum Durchhalten ge
willt war. Nur unter den von Spartakusanhängern und
von unabhängigen Sozialdemokraten verhetzten Metall und
Munitionsarbeitern gärte es damals ſchon, und der große
Arbeiterausſtand in Berliner Betrieben vom 28. Januar
bis 2. Februar 1918 war das Vorſpiel für den Umſturz und
die Vorprobe für den Dolchſtoß von hinten gegen das den
Endkampf im Oſten beendende und zum Endkampf im
Weſten ſich rüſtende deutſche Volksheer. 10 Monate ſpäter
erreichten die. Dunkelmänner der vorerwähnten Berliner
Ausſtandsbewegung mit Hilfe von Joffe, Wilſon undScheidemann ihr Fiel, und der deutſche Kaiſer mußte auf

die Rechte an der Krone Preußens und die damit verbun
denen Rechte an der deutſchen Kaiſerkrone verzichten, nach
dem die von ihm ſelbſt eingeſetzte Reichsregierung ihn am
9. November 1918 preisgegeben und ſeine eigene Oberſte
Heeresleitung ihn zum Uebertritt nach Holland durch die
Meldung bewogen hatte, daß ſeine Sicherheit im Haupt
quartier des Heeres nicht mehr verbürgt ſei.

Ob es richtig war, daß der in Berlin verratene und aus
Spa verdrängte deutſche Kaiſer in das neutrale Ausland
ging, ſtatt ſich zu den Kampftruppen vorn am Feinde zu be
geben, darüber find die Meinungen vielfach noch geteilt.
Falſch iſt es aber, aus dem vielleicht voreiligen Uebertritt
nach Holland den Vorwurf der Feigheit für den am 9. No
vember 1918 verratenen und verkauften Träger der deut
ſchen Krone herzuleiten. Allen, die bei der Abreiſe des
deutſchen Kaiſers aus Spa zugegen waren, wird es unver
geßlich ſein, wie ſehr ſich der von ſeinem eigenen Reichs
kanzler und deſſen Helfern entthronte Herrſcher gegen dieſe
Abreiſe ſträubte, und es verlohnt ſich wohl, kurz der Urſachen
für die angebliche „Flucht“ des Kaiſers an ſeinem heutigen
62. Geburtstage zu gedenken.

Nachdem ſeit Ende April 1918 nach dem Frieden im
Oſten der ruſſiſche Botſchafter Joffe und andere bolſche
wiſtiſche Sendlinge innerhalb des Deutſchen Reiches für den
Umſturz der deutſchen Staatsgewalt, wenn auch nicht mit
Billigung, aber mit ſchwächlicher Duldung der Reichsregie-
rung, hatten werben können, drängten nach dem übereilten
Waffenſtillſtandsangebot des Prinzen Max von Baden
innerhalb dieſer Regierung von ſeiten des äußeren Feindes
Präſident Wilſon und von ſeiten des inneren Feindes Staats
fekretär Scheidemann im Oktober 1918 auf die Entthronung
des Kaiſers hin. Als ſich letzterer am 29. Oktober an die
Front begab, wurde ihm der Miniſter Drews nachgeſchickt,
um in Sva im Auftrage des Reichskanzlers über die innere
Lage und die nunmehr auch von der Sozialdemokratie ge
ſtellte Forderung der Abdankung des Kaiſers Vortrag zu
halten, und wenige Tage darauf, unmittelbar nach der
Matroſenmeuterei in Kiel mit ihren Folgeerſcheinungen, ge
wann Ludendorffs Nachfolger, General Groener, bei kurzem
Aufenthalt in Berlin im Verkehr mit der Reichsregierung
und ſozialdemokratiſchen Führern den Eindruck, daß die Ab
dankung des Kaiſers angeſichts der Entwicklung in der
Heimat kaum länger aufgehalten werden könnte. Am
8. November äußerte der Kaiſer im Hauptquartier die Ab-
ſicht, an der Spitze des Heeres die Ordnung in der Heimat
wieder herzuſtellen; General Groener erhielt Befehl, dieſe
Overation vorzubereiten. Am 9. November vormittags
10 Uhr fand beim Kaiſer der militäriſche Vortrag über die
inzwiſchen ſich immer mehr verſchlechternde Lage ſtatt, wobei
die Berliner Eindrücke des Generals Groener die zu faſſende
Entſchließung nachhaltig beeinfluſſen mußten. Etwa gleich
zeitig liefen aus Berlin die erſten telephoniſchen Meldungen
über Arbeitseinſtellungen und Straßenkundgebungen großen
Umfangs ein. Und während man in Spa noch beriet, er
ſchienen ſchon im Berliner Reichskanzleramt die ſozialdemo
kratiſchen Führer Cbert, Braun und Scheidemann, um unter
Hinweis auf den Uebergang von Soldaten zu den Arbeitern
mitzuteilen, daß zur Vermeidung von Blutvergießen und
zum Schutze der öffentlichen Ordnung die Uebernahme der
Geſchäfte von ſeiten der Sozialdemokratie für nötig erkannt
ſei. Nach kurzer Beratung mit ſeinen Kabinettsmitgliedern
übertrug darauf der eingeſchüchterte Prinz Max von Baden
aus eigener Machtvollkommenheit dem ſozialdemokratiſchen
Parteivorſitzenden Ebert die Wahrnehmung der Geſchäfte
des Reichskanzlers und ließ gleichzeitig von ſich
Preſſe eine in der Reichskanzlei von Simſons
bereitete Erklärung zugehen, daß der Kaiſer und

aus

entſchloſſen habe, dem Thron zu entſagen, obwohl eine
ließung aus Spa nEntſ nicht vorlag und der UmReichekanzlers,des namentlich dem UWahnſchaffe, bekannt war, daß die Anſicht der letzten kaifer

lichen Regierung von der unbedinat notwendigen Abdankung



ves Haſſers im Großen Hauptquarkier dringenben
Telephonierens noch immer nicht n r wurde.

„Eſt als die große hiſtoriſche Lüge von der bereits er

folgten und Königs hen durch

zur Kepubi i

Staats ewalt

zur ß Kaiſer Rat erteilenmußten, das quartier ſofort zu verlaſſen und nach
Holland zu gehen, da ſie glaubten ſeine Sicherheit nicht ein
mal mehr für die nächſte Nacht verbürgen zu können. Gleich
zeitig erteilten dieſe beiden militäriſchen Ratgeber des
Herrſchers dem im Hauptquartier anweſenden Staatsſekretär
Hintze den Auftrag ſofort durch das Auswärtige Amt in
Berlin die nötigen Schritte für die Einreiſe des von dem

Groener dem noch immere r Hätte ſich die kaiſerli

letzten kaiſerſichen Reichskanzler entthronten Monarchen nach
Holland zu tun.

So ging der Kaiſer von Spa nach Holland. Jhm
daraus aber, daß er dem Nat von Hindenburg und Groener
folgte, den Vorwurf der Feigheit zu machen, wie es von
ſozialdemokratiſcher Seite geſchehen iſt, ſteht allen denen
ſchlecht zu Geſicht, die durch den Verlauf des Berliner Um
ſturztages ebenſo überraſcht wurden wie der Kaiſer und ſeine

mgebung in Spa, wie die Reichsregierung und die Be
völkerung in Berlin und nicht zuletzt wie die ſozialdemo-
kratiſchen Führer ſelbſt, die ſich am Morgen des 9. November
1918 nicht hatten träumen laſſen, daß ihnen bis zum Abend
dieſes ſchwarzen T die Staatsgewalt zufallen würde.

Regierung in Berlin nicht ebenſo wie
durch die Wilſonſchen Noten durch das ſelbſtbewußte Auf
treten dieſer ſozialdemokratiſchen Führer zum Schaden der
Krone und zum Schaden des Reiches beeinfluſſen laſſen,
wäre die Ausreiſe des Kaiſers nach Holland wohl nicht not
wendig geworden, und Heer und Beamtenſchaft hätten weiter
ihrer Eidespflicht eingedenk bleiben müſſen, dem Kaiſer und
König in unverbrüchlicher Treue ergeben zu ſein.

Die Fran in der Gerichtsbarkeit
Wwüſte Lärmſzenen der Linken Die Deutſchnationalen verlaſſen den Saal

Deutſcher Reichstag
w. Berlin, 26. Januar.

Bei ſehr ſchwach beſetztem Hauſe wird die Beratung des
Zuftigetats forigeſetzt.

Abg. Graf zu Dohna (D. Vpt.): Wir leben unter
D. en des unerhörteſten Rechtsbruchs

eltgeſchichte. Im Zmnern drohen uns Umſturz
ge lüſſte, die der Zug 27 Revolution find. Auch wir würden
es begrüßen, wenn in Bayern der Auesnahmezuſtand
e ſeitägte werden nnte, aber es handelt ſich um einen
Rechts ſtand punkt, der auherordentliche Maßnahmen zum
Schuhe er Stäateautorität erfordert. Wir hoffen, daß es in
micht zu ferner Zeit zum Abſchluß des großen Reformwerks im
Strafgeſetz und in der Straſprogeßordnüng kommt. Die Ueber
gangsvorlage darf nicht der großen Reform vorgreifen. Der
Entwurf über die Jugendgerichte muß aber veſchleunigt verab
ſchiedet worden. Wir müſſen die Jugend retten wenn wir über
Haupt zu einem Wiederauſbau des Vaterlandes kommen wollen.
Geif Der Strafwollzug iſt feiner Bedeutung entſprechend zu
regein. Die Bildung von Fachgruppen der Studenten
kann der Fortbildung ſehr förderlich ſein. Die Vereinfachung
des Prütfungsweſens und die unbedingte Freizügigkeit im
Reiche ſind durchaus verechtigte Forderungen der Studenten. Die
Beſchränkung des Stadiaums auf 2 Jahre muß
allan Kriegsteilnehmern gute kommen. Wenn das Anſehen
der Juſtigz immer mehr ſ war ſind dafür verantwort
lich die Reden und Schriften der ſogialdems-
kratiſchen Parteien. Sehr richtig! rechts.) Die ſchwierige
Aufgabe der Verfolgung der verbrecher wird vomReichsgericht in vorbi r Veiſe gelöſt. Wenn aber die
Feinde trotzdem die Unparteilichkeit unſeres höchſten Gerichtshofes

den
der

anzweifeln ſollten, ſo können ſie ſich leider auf die Reden berufen,
die hier auf der linken Seite gehalten worden ſind.
Sebhafte Zuſtimmung rechts Wie die Sogialiſten das Urteil
zegen die Marburger Studenten angreifen können, iſt unver
äntdlich. Unſere Richter haben zum Glück ein ſtarkes Gefühl
für die Staatsautorität und den Schutz der öffentlichen Ordnung.
An Stelle dieſes ſittlich ſo Hochſtehenden Richterſtandes wollen
die Sozialdemokraten eine Art Gewaltparlament ſetzen.
Das machen wir micht mit. (Sehr richtig rechts.) Gegen die
Liſte der von den Sozialdemokraten geführten angeblichen
Fehlurteile Wnnen wir leicht eine Gegenliſte machen. Wir
machen das aber nicht. Wir lehnen es überhaupt ab, den von
Jhnen konſtruierten künſtlichen Gegenſatz zwiſchen Bürgertum
und Arbeiterſchaft anzuerkennen. Gelächter bei den Soz. Abg.
Dr. Moſes (Soz Spielen Sie doch nicht Komödie.) ir be
ftreiten, daß die Arbeiter vor Gericht ſchlechter behandelt werden
als andere. Wir Je hnen das Volksrichtertum ab.
Die Zulaſſung von Frauen am Richteramt kann man
micht unter Berufung auf Reichsverfaſſung fordern.
Wir wollen aber über die Eignung der Frau zum Richteramt ſach
lich beraten, können aber den Antrag der Frauen aller Parteien
nicht ohne weiteres annehmen.

Abg. Frau Dr. Lüders (Dem. Wir erkennen an, daß
urteile vorkömmen, erheben aber deswegen nicht, wie die
muniftiſchen Jnterpellanten den Vorwurf der dauernden Rechts
beugung. Da wir Frauen ſo naiv ſind, die Verfaſſung wörtlich

Die Erbin von Lohberg
56 Roman von E. v. Adlersfeld-Balleſtrem.

Nachdruck verboten.
„SGewiß, die waren ja den ganzen letzten

Winter und Frühling bei uns,“ verſicherte der Beſitzer oder
Direktor, der nach italieniſcher Sitte ſofort ſelbſt en, den
neuen Gaſt zu empfangen. „Der Herr wünſcht nur kurze
Zeit zu bleiben? Für zwei bis drei Dage hätte ich ein
ſchönes Zimmer im primo Piano nach dem Lungarno frei;
es iſt das, welches die Conteſſina hier bewohnt hat. Wenn
Jhnen damit gedient wäre

Windmüller verſicherte, ſehr einverſtanden mit dieſer
Unterkunft zu ſein und wurde alsbald in das bezeichnete
Zimmer ihrt, das groß und elegant eingerichtet war
und eine wunderbare Ausſicht über den breiten Strom auf
San Miniato und auf die feſtungsartige, älteſte Kirche
von Florenz, Niveolo, mit ihrem trotzigen Turm, in
welchem Michelangelo ſich verborgen hielt, nachdem die
Stadt der kaiſerlichen Partei verraten worden war, bis Papſt
Clemens VII. ihn für die Erbauung der Befeſtigungen be
gnadigt hatte. Rechts der Kirche liegt der enorm g und

öne, von Baccio d'Agnolo für die Naſi erbaute Pal
rrigiani, der in der Florentiner Geſchichte dadurch eine

Bedeut er hat, ehe auf einem Maskenball im
Jahre die riſche Feindſchaft zwiſchen den Medici
und den Strozzi nn. Die kleine, aber hervorragende

laſtes mit Werken von Botticelli,
kas Cranach, Luca w.

m

zu nehmen, müſſen wir verlangen, daß die Frauen ganz gleich
bexechtigt mit den Männern als Schöffen und Geſchworene zu-
gelaſſen werden. Bei der Auswahl der Schöffen und Ge
ſchworenen müſſen alle Volksklaſſen berückſichtigt werden.
Rednerin begründet hierauf den von weiblichen Abgeordneten
aller Parteien geſtellten Antrag durch einen ſchleunigen Geſetz

entwurf die Frau unbeſchränkt als Richter, Staats und Rechts
anwalt zuzulaſſen. Wir brauchen eine

zeitgemäße Reform des Familienrechts.
Das Eheſcheidungsverfohren iſt eine unerträgliche Prozeſſur
geworden, geradezu unſittliche Prozeſſe müſſen jetzt geführt wer
den. Die Heiligkeit der Ehe wird untergraben, wenn nicht die
Eheſcheidung erleichtert wird. Widerſpruch rechts und im
Zentrun.) Auch die Rechte der Hausfrau bedürfen eines ſtarken
ren Dem Mann gegenüber iſt die Frau rechtlos. Ver
rechen gegen unbeſcholtene Mädchen müſſen

ſchärfer beſtraft werden, und das Schutzalter auf minde-
ſtens 16 Jahre heraufgeſetzt werden, gerade, weil ſo
viele Mädchen mit 14 Jahren ins Leben hinausmüſſen.

Reichsjuftiz miniſter Dr. Heinze erklärt ſich jedergzeit bereit,
über die Kriegsverbrecher Auskunft zu geben. Zu dem
Frauenantrag bemerkt er, daß die geplanten Aenderungen
hinſichtlich der unehelichen Kinder dem Hauſe demnächſt zugehen
würden. Familien und Frauengüterrecht werden
ſeinerzeit bei der Reviſion des Bürgerlichen Geſetzbuches mit er-
ledigt werden. Was die Hinzuziehung der Frau zum
juriſtiſchen Beruf anbelangt, ſo ſind ſie ſchon jetzt zur
erſten Prüfung zugelaſſen. Die geſetzliche Gleich-
ſtellung von Mann und Fran werden die weiteren Wege
weiſen. Die übrigen angeſchnittenen Fragen werden bei dem
Jugendgeſetz herangezogen werden.

Abg. Sauerbrey (U. S.) hält an der Auffaſſung feß daß
Arbeiter anders behandelt würden, wie zum Beiſpiel ür ſt
Eulenburg. Schon damit ſei der Beweis erbracht, daß wir
einen Klaſſenſtagt haben. Redner klagt über ſchlechte Ver-
pflegung und Behandlung der Unterſuchungsgefangenen und
fordert, daß die gefangenen Arbeiter nicht dem freien Arbeiter
Konkurrenz machen dürfen. So nötig die Staatsreform ſei, ſo
wenig ſei er von einer Beſſerung überzeugt, denn der alte kapi
taliſtiſche und regktionäre Geiſt könne eben nicht beſeitigt werden.
Die Juſtiz habe ſtets den Kapitalismus geſchützt, wie au r
Stellungnahme des Reichsgerichts zum Streik
hervorgehe. Daß die Kriegsverbrecher heute noch frei umher
laufen, wird draußen nicht verſtanden. Gegen die rote Armee
iſt ſofort eingeſchriktten worden, warum nicht gegen die hochver
räteriſchen Generale? Verlangen müſſen wir eine Erklärung
des Miniſters, daß die Sache mit der Königspartei tatſäch
lich eine Fälſchung iſt. Das Geſtändnis Runges
ſtammt bereits vom 6. Januar 1920. Es iſt an Noske und an
den Präſidenten des Reichsmilitärgerichts von ihm eingeſandt
worden. Jch frage den Miniſter, ob er gegen den jetzigen Ober
präſidenten Noske und den früheren Präſidenten des Reichs
militärgerichts Anklage wegen Unterſchlagung wichtiger Akten
ſtücke erheben will. Eine von 7 Reichswehrſoldaten überfallene
Frau in Rheinland- Weſtfalen ſoll ausgewieſen werden, weil der
Prozeß der Regierung unbequem iſt. Zahllos ſind die Morde
der Arbeiter in Weſtfalen durch Reichswehrſoldaten. Keine ein
zige Anklage hat der Staatsanwalt erhoben, das Proletarigt wird
dieſe Tat ſühnen. (Erneuter Lärm, Zuruf: Hetzer!) Bei der

Windmüller ſich vollauf entſchädigt für die Hitze und den
Staub der Reiſe durch dieſen Blick auf die von der wunder
baren alten Kirche und dem gezinnten, biſchöflichen Palaſt

rönte Höhe von San Miniato mit ihrer herrlichen Aus
icht auf die Blumenſtadt und auf die

„Monti superbi, la eui fronte Alpina
Fa di se contro i venti argine e sponda
Valli deate, per eui d'onda in onda
L Arno on passo signoril cammina,“

(Prächtige Berge, deren ſteil Gefälle
Sich wie ein Schutzwall gegen Stürme breitet
Geſegnet Tal, das langſam, Well' für Welle
Der Arno mit vornehmer Ruh' durchſchreitet.)

(Ueberſ. der Verf.)
Das Eintreten des Zimmermädchens im blauen Waſch

kleid mit weißer Schürze und Häubchen brachte Windmüller
ſofort zurück in das Zimmer denn da er mit ſeinem oft be
währten Glück gerade dieſen Raum, den Gräfin Leonore be
wohnt, erhalten hatte, ſo erſparte ihm das vermutlich die
Mühe, die zuſtändige Bedienung erſt zu erfragen und finden
u müſſen. Und in der Tat war dieſe freundliche und gefänige Luigia dieſelbe, die noch den Dienſt auf dieſer Etage

verſah, wie er ſofort durch eine direkte Frage erfuhr.

(Danta)

„Ja, die Signorina Conteſſina war lange bei uns“,
ſchwatzte ſie ſofort los, während ſie das Bett zu machte.

nte Dame, die Conteſſina! Wo ſieEine ſo ſchöne und ele
ſich zeigte drehten ſich die Leute, beſonders die Herren, zwei
mal nach ihr um. Alſo, der Signor kennt ſie, und ſie hat ihn
u uns empfohlen? Diaminel Run, hoffentlich iſt ſie in

eimat jetzt glücklicher, wie hier.
alücklich?“ fragte Vindmüllern ſie dier nicht

Es ch ſo verſicherte dige nit unnſigemu u a h e beDe Tonteſfing war immer ſo eruſt, die anderen mein

zen Reform iſt die Hauptſache, daß die alten, ungeſ unten
erbrechen gegen die Arbeiterſchaft endlich ihre Er. edigung

finden, damit das Vertrauen zur Juſtiz wieder hergeſtellt wird.
Erſt die reſtloſe Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsord-
nung wird der Gerechtigkeit zum Siege verhelfen. (Beifall bei
den Kommuniſten.)

Reichejuſtizminiſter Dr. Heinze: Die vom Vorredner ange
führten Fälle werden dem zuſtändigen preußiſchen r iniſte-
rium zur Erledigung überwieſen werden. Was ſollen wir

gegen General Ludendarff
unternehmen, nachdem feſtgeſtellt ift daß auf dem von dert
kommuniſtiſchen Preſſe veröffentlichten Dokument die Unter
ſchriften von Ludendorff, Revent'ew und Eſcherich gefälſcht ſind.
Lebhafte HörtHörtRufe bei der Meheheit. Lärm bei den Kom
muniſten.) Was haben Sie überhaupt für ein Intereſſe daran,
einen verdienten Generoi zu verſolgen Beifall rechts. Lärm
links.), ein Verfahren gegen ihn zu fordern, wenn die Unter
ſuchung des Reichegerichts feſtgeſtellt hat, daß ein Verdacht des

verrats gegen ihn nicht rorliegt. (Großer Lärm auf der
äußerſten Linken. Beifall rechts Gegen Kappe und dieübrigen Beteiligten des Hochverrats ſind Steckbriefe und
Haftbefehle erlaſſen und iſt die Vermögensbeſchlagnahme
verfügt worden. Die deutſche Juſtig leht ſo hoch, daß ſie ſich
auch durch Jhre unberechtigten Beleidigungen nicht hi ndern
laſſen wird, Gerechtigkeit zu üsen, auch gegen Sie. (Bei
fall rechts. Unruhe bei den U S.) Ich warne Sie dringend.
mit der Gewalt zu ſpielen. (Lärm auf der äußerſten Linken.)
Der Gewalt wird die Reichsjuſtizverwaltuno mit der allergrößten
Energie und mit Erfolg gegenübertreren. (Stürmiſcher Beifall
rechts. Lärm auf der äußerſten Linken. Erneuter langanhalten
der Beifall rechts.)

Abg. Dr Levy (Komm.): Dem Miniſter gegenüber wiederhole
ich, es gibt in Deutſchland Richter, die bewußt das Recht beugen
ur Erreichung politiſcher Ziele (Unruhe rechts. Beifall auf der
äußerſten Linken.) fällen ſucht Red ti

i Reihe von Einzelfällen edner dieJn einer großen Reihe achguweiſen. Erpreſſung
arteilichkeit der Juſtiz ia Geſtändniſſen, widerrechtliche ohne Verhör ſind

an der Tagesordnung, wenn es ſich um Kommuniſten handelt.
Die geſtrige Schilderung des Miniſters über die Schwierigkeiten
einer Aburteilung der Kriegsverbrecher trifft nicht zu, denn es
gibt auch Fälle wo die Angeklagten ſo zu ſagen geſtändig ſind
Wenn es ſich um Offiziere handelt, beugt die Juſtig ahne Be
denken das Recht, aber die Arbeiter kommen zuerſt heran, ihre
Sache iſt ohne weiteres Spruchreif. Gegen Ludendorff liegt ſoviel
Material vor, daß der letzten Veröffentlichung zu ſeiner Ueber-
ührung nicht bedarf.üeg Bock (U. S.): Der Marburger Fall hat dem Faß

den Boden ausgeſchlagen, in ganz Thüringen gibt es keinen
Menſchen, der den Freiſpruch begreift. Von den 15 Arbeitern
haben vielleicht zwei ein keines Vergehen begangen, alle anderen
waren aber unſchuldig, es liegt ein glatter Mord vor.

Abg. Kahl ruft dazwiſchen: Alles iſt längſt widerlegt.
Abg. Vock fortfahrend: Wir verlangen eine Reform der

Schwurgerichte. Ein Marburger Profeſſor hat die Niederträcktig
keit beſeſſen, die Studenten wegen ihrer Mor d tat noch zu
rühmen. (Vizepräſident Dr. Bell rügt dieſen Angriff auf einen
Profeſſor.) Dieſer Mann irat für die Mordbeſtien ein. (Stür-
miſche Entrüſtungskundgebvung der Rechten.) Die Profeſſoren
ſind ja gekennzeichnet durch den bekannten Ausſpruch des früheren
hannoverſchen Königs: Profeſſoren und Huren find immer für
Geld zu haben. (Minutenlange anhaltende ſtürmiſche Ent-
rüſtungskundgebung der Rechten, laute wiederholte Pfuirufe.)

Vizepräſident Dr. Bell rügt den Redner, erſucht aber das
Haus die lärmenden Zwiſchenrufe einzuſtellen

Reichsjuſtizminiſter Dr. Heintze lehnt es ab, auf Einzelheiten
eingugehen. Die Juſtiz werde ſich

im Sinne ſtrikteſter Gerechtigkeit
nach allen Seiten hin erhoten. Allen Anzeigen in Sachen dei
Kriegsverbrecher gehe das Reichegericht in ſeinem ſtrengen
Pflichtgefühl nach. Als der Miniſter den der Er mor
dung des Leutnants Schröder ſchildert, kommt es zu
ſtürmiſchen Szenen.

Abg. Roſenfeld (U. S.) zieht aus einer Darlegung des
Miniſters den Schluß, daß keine Hoffnung auf Beſſerung der
Juſtig beſtehe. (Erneuter ſtürmiſcher Proteſt der Rechten, dieDeutſchnationalen verlaſſen den Saal.) Die
Juſtiz ſei ein Produkt des Kapitalismus und werde me etwas
für den Arbeiter übrig haben. (Großer Lärm, Vizepräſident
Dr. Bell bittet um Ruhe.) Die nächſten Ausführungen des
Redners werden zunächſt überſchrieen und bleiben im Zu
ſammenhange unverſtändlich. Alles ſchreit durcheinander.

Präſident Loebe greift ein und appelliert im Fntereſſe desAnſehens des Hauſes an beide Seiten des Hauſes ſich zu
ßigen.
Abg. Rofenfeld fährt fort, von einer objektiven Rechts

ſprechung könne keine Rede ſein. Es kann hier nur von
ſubjektiver Rechtsſprechung geſprochen werden.

Jrwiſchen geht ein Antrag auf Schluß der Debatte
ein Rechte, Zentrum und Demokraten ſtimmen dem Antrage

mutter) zu der Conteſſina!“
„So, ſol“ machte Windmüller, ſehr intereſſiert. „Nun

ja, dann muß die Conteſſina ſich freilich recht unglücklich ge
fühlt haben. Aber der Patrigno (Stiefvater) war doch
gut zu ihr?“

„Coſi. coſi“, erwiderte Luigia achſelzuckend. „Ueber
haupt, der mit ſeinen ſonderbaren Augen! Signor, der
Patrigno hatte den malocchio, „den böſen Blick“, das können
Sie mir glauben! Freilich, vor den Leuten war er ja
immer ſehr höflich und aufmerkſam zu der Conteſſina, aber
hier im Zimmer habe ich ihn doch oft auch recht ſcharf zu ihr
reden hören, und ſie hat ihm ebenſo geantwortet. Die zwe
haben ſich gegenſeitig nicht leiden gemocht, oder ich will nicht
Luigia Gamba heißen. Dio mio, das kommt oft vor zwiſchen
Stiefeltern und Stiefkindern und kann einen weiter nich
wundernehmen, beſonders wenn zur Zeit, da die Mutter ſid
einen zweiten Mann annimmt, die Tochter ſchon erwachſen
iſt. Jch an der Conteſſina ihrer Stelle hätte dem Signor
Ellbach auch die Augen, dieſe Augen ausgekratzt, wenn
Fodt ommen wäre, mir die Bebe meiner Mutter

en
E. Luigia, wennz ſoweht konmt liegt dec auf ſag en. meinte Windmüller

m

Fortſetzung fotct.)

7

Se

es
S
h



lten

rhole
zeugen
if der

r die
eſſung
r ſind
indelt.
eiten
nun es

ich war;
nt hatte,
bringen.
glückliche

nd: die
zu ihr.
was ſie

ſprachen,
die

Ma—-

ingeſehen
0 (Stief

„Nun
icklich ge
paar doch

„ueber
nor, der
s können

par er ja

der dar r keuten Zwiſchenrufen Her Binken ange
wer des Wog. Hoffmann erhält Abg. Koenen

während die bürgerlichen Parteien
2

m,

verlaſſen. Redner greift den Riniſter aufan en offigiell t habe und
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Jn der Abſtimmung wird der Etat angenommen,
desgleichen der Antrag Radbruch und der rauengantrag

h S e 5 Bee ehet e u
Proteſt der internationalen Bexgarbeiter

konferenz
w. Lendon, 26. Januar.

ion über die Lage des
Dex Seketär

Kenntnis von den deutſchen Ertlärungen, aus denen hervorgeht

daß die Kohle non räte im R iet ſich auf 909 000
Tonnen und d r r auf 800 000 Tonnen belaufen und daß dief
fügung geſtellt werden könnten, wenn die für die Verteilung not
wendigen Trans portmittel vorhanden wären. Der Aus

ß nimmt ferner Kenntnis, daß auch in anderen ändern in
ge der allgemeinen Juduſtriekriſe, die in der 33 Welt

wütet, große Kohlenporräte angehäuft undunterſtreicht die Tatſache, daß die deutſchen Bergarbeiter

r z r R 52 v Wag gu arbeiten. usſchuß iſt der Meinung, dere anormale Zuſtände nicht länger beſtehen dürfen. Das

Verkehrsweſen verbeſſert, die Wechſelkurſe ſtabiliſiert
werden. Der Ausſchuß prozeſtiert gegen die beſtehenden Zuſtände
und verlangt von der Regierung das Einſchlagen einer inter
nationalen Politik, die künſtighin das Verhältnis zwiſchen Vor
räten und Nachfrage beſſer im Gleichgewicht hält unter beſon
derer Verückſichtigung der europäiſchen Verhältniſſe. Den Berg-
arbeitern aller Länder wird eingeſchärft, gegen das Ueberſtunden

energiſche Stellung zu nehmen, in dem Beſtreben, die
Uebelſtände, unter denen heute alle ziviliſierten Länder leiden,
zu beheben. Dex Ausſchuß erteilte dem Jnterxnationalen Arbeits
amt den dringenden Auftrag, unverzüglich einen Inter
nationalen Rat ins Leben zu ruſen, der die Organiſation
der Verteilaeng der für den wirtſchaftlichen Aufbau der Welt not
wendigen Rohſtoffe ins Werk ſetzt. Die Konferenz beſchloß
ſchließlich, den Wortlaut dex vorliegenden Reſolution dem gegen
wärtig in Paris weilenden Regierungschef zu übermitteln.

Demokraten gegen den
Parla mentarismus

Der Hampelmann über die „Narren“,
Die Demokraten ſcheinen das Bedürfnis zu fühlen,

gegenüber dem ſie erwartenden Strafgericht der Preußen-
wahl das Präveniere zu ſpielen. Der Vorſitzende der „Ge
ſamten“ Partei, Herr Dr. Peterſen, hat in einer Rede
in Magdeburg folgende Ankündiqung vom Stapel gelaſſen:

Sollte bei den Preußenwahlen von den gegneriſchen Par
teien der Wahlkampf wieder wie bei der letzten Reichstags
wahl geführt werden, ſo lehnt es die Deutſche demokratiſche
Partei ab, ſich an der Regierungsbildung zu beteiligen.
Die Demokraten werden dann vorzichen, ſich von der Zu
ſhauerloge aus die Dinge anzuſehen und es den Narren
von rechts und links überlaſſen, aus ihren Reihen die Regierung
zu bilden.

Das iſt ja nun eine fürchterliche Drohung und klingt
ſehr männlich für eine Partei, die bisher nur die Rolle des
politiſchen Hampelmannes geſpielt hat, an deſſen Strippe je
nach Luſt und Laune bald das Zentrum, bald die Sozial
demokraten zogen. Jm übrigen iſt es der Schmerzensſchrei
eines mit ſeiner eigenen Geißel Gezüchtigten. Denn die
Demokratiſche Partei iſt ſchon immer, ob ſie ſo oder anders
hieß, diejenige Gruppe geweſen, die Wahlkämpfe in be
ſonders unſchönen Formen auszufechten beliebte, und die in
früheren Zeiten, als ſie in ihrer SündenMaienblüte Oppo
ſition um jeden Preis betrieb, ſich ein billiges Vergnügen
aus meiſt ſehr wenig fundierter Kritik machte. Jetzt, da ſie
ſelber die Wirkung ſachlicher Kritik verſpüren muß, gerät
ſie aus dem Häuschen und bildet ſich ein, mit gibernen
Drohungen die Abrechnung aufhalten zu können. Wobei
es ihr offenbar gar nicht zum Bewußtſein kommt, welch
ſchöne Jluſtration des parlamentariſchen
Syſtem s ſie mit der Ankündigung ihres „Geſamtvor-
itenden“ bietet. Man wird ſich die hohe vaterländiſche Auf
faſſung, die aus Herrn Peterſens Ankündigung ſpricht, zu
merken haben. Sie iſt wertoll für die Einſchätzung ſeiner
Partei, die die Bannerträgerin der Gedanken der Demo

atie und der Volksſouveränität ſein will.

Demohkratiſcher Bauernfang
Zu dem unter dieſer Ueberſchrift geſtern früh er

enenen Artikel ſendet uns der demokratiſche Parteiſekretär
Walther ein Pamphlet, das er irrtümlich eine Berichti
gung im Sinne des F 11 des Preſſegeſetzes nennt. Wir
oben dasſelbe zwar nicht unſerer Druckerei, ſondern unſerem
echtsanwalt ü ben zum Zwecke gerichtlichen Vorgehens

gen dieſen Herrn Walther wegen grober Beleidigung.

Die Mark ſteigt noch

W a teigen wird ſammenhangit der Pariſer r deren e e den
weizer Finanzkreiſen als günſtig für die Politik der Zu
unſt angenommen wird.

nnsKapitän Vorvkwmanns Vekegr. Huregn meldet, die

r di wonach der bekat v »U-Bootetad Karſtän Köaig, mit chdamwrt verſagen nicht.apitän Kön Leiter der Nautiſ ung Nordtſch Er befindet 65 euf Urlaud und erfreut
Wahlſeins.b ded beſten

räte den Verbrauchern zur Ver

Halle und Umgebung
Halle, N. Januar.

Ein Orönungsbſock für die Provinzial
Candtagéwahl

Die deutſchnationale Volkspartei, der Land
vund Sachſen Anhalt und die deutſche Volkspartei haben be
ſchloſſen, für die Wahlen zum Provinziallandtag im
Regierungsbezirk Mexſeburg eine gemeinſame Liſte auf
zuſtellen. Eine längere Ausſprache entſpann ſich darüber, ob
man bei den Wahlen der Kreisliſte oder Bezirksliſte den
Vorzug geben ſolle. Man einigte ſich ſchließlich auf die Bezirks
liſte, obwohl dieſe in der Praxis einige Schwierigkeiten bietet,

B. inſofern, als die deutſchnationalen und volksparteilichen
Wählex im Gegenſatz zu anderen Parteien ſich bei den Provin
ziallandtags, Landtags und Kreistagswahlen nicht eines
Stimmzettels mit demſelben Kennwort bedienen können Die
Stimmgettel werden nämlich, nachdem der gemeinſame Wahl
vorſchlag vom Kreiſe eingereicht worden iſt, mit dem Namen
der jeweilig von dem betreffenden Kreiſe aufgeſtellten Kan
didaten beginnen.

Knmeldung der Schulneulinge
Die Anmeldung der zu Oſtern d. J. ſchulpflichtig werdenden

i erf für die ſtädtiſchen Schulen am Montag,
den 81. Janugr, nachmittags von 2 bis 5 Uhr. Schul
flichtig iſt jedes Kind, das bis zum 830. Juni 10921 ſeina Lebensjahr vollendet. Anträge auf Zurückſtellung ſchul

pflchtiger Kinder wegen Krankheit ſind bei der ſtädtiſchen Schul
Teputation einzureichen. Kinder, die in den Vorjahren zurück
eſtellt worden ſind, müſſen erneut angemeldet werden. Ander-feits können Kinder, die im Jahre 1021 erſt nach dem 30. Juni

Jahre alt werden, nicht in dieſem, ſondern erſt im nächſten
e in die Schule aufgenommen werden. Die Aufnahme ge

ſchieht nur noch in die gemeinſame Grundſchule, nicht mehr in
die unteren Maſſen der Mittelſchule, Vorſchule und des Lyg ums

Bei der Anmeldung iſt der Impfſchein und der Taufſchbein,
bei ungetauften Kindern der Geburtsſchein, vorzulegen. Wenn
Kinder an einem Sprachfehler leiden, ſo iſt bei der Anmeldung
darauf hinzuweiſen, damit ſolche Kinder nötigenfalls einer be
ſonderen Sprachheilklaſſe zugeteilt werden können.

Zum Vor 'rag des
Generals von Freytag-Loringhoven

Heute abend am 27. Januar treffen ſich
alle Deutſchnationalen im Thaliaſaal.

Kommuniſtiſche Verdrehungen
Man ſchreibt uns:
Das Organ der Kommuniſtiſchen Partei iſt in letzter Zeit

bemüht, die Halleſche Studenenſchaft in durchaus gehäſſiger
Weiſe anzugreifen. Wir ſtellen hiermit ausdrücklich feſt, daß die
Studentenſchaft nicht gewillt iſt, dem „Klaſſenkampf“ auf dem
von ihm eingeſchlagenen Wege zu folgen, wir möchten jedoch
ausnahmsweiſe zur Richtigſtellung nd zur Vermeidung von
Mißverſtändniſſen in den Kreiſen der Vevölkernung, die ſich
noch einen gewiſſen Grad von objektiver Beurteilungsfähigkeit
bewahrt haben, folgendes feſtſtellen:

Der „Kaſſenkampf“ brachte in ſeiner Ausgabe vom 1I5.
d. M. über eine Sitzung des Allgemeinen Studentenausſchuſſes
einen durchaus tendenziös gefärbten Artikel, der außer anderen
Unwahrheiten auch die Behauptung enthielt, es ſei zum Ein
tritt in die Orgeſch aufgefordert worden. Vom Preſſeamt iſt
darauf unter Hinweis auf S 11 des Preſſegeſetzes eine Be
richtigung an die genannte Zeitung eingeſandt worden. Statt
die von uns verlangte Berichtigung zu bringen, verſuchte der
„Klaſſenkampf“ in ſeinem Artikel vom 22. Januar 21 die An
gelegenheit dadurch ins Lächerliche zu ziehen. daß er die
wiederum unwahre Bebauptung aufſtellte das Preſſeamt hätte
ſich auf F 12 des Preſſegeſetzes berufen. Tatſächlich iſt auf
F 11 des genannten Geſetzes Bezug genommen was aus dem
in unſerer Hand befindlichen Durchſchlag erſichtlich iſt.

Strofkammer
Fahrläſſige Tötung.

Am 14. Juli 1920 wurde dem landwirtſchaftlichen Volon
tär A. P., der bei einem Gutsbeſitzer in Laue in Stellung war,
gemeldet, daß ſich auf dem Acker des Gusbeſitzers Kartoffeldiebe
breit machten. Der Volontär war ſofort mit dem Rade hinge-
fahren, wobei einige Kugeln auf ihn geſchoſſen wurden. Am
folgenden Tage wurden wieder Kartoffeldiebe angefagt Er
ging wieder hin und wollte nur einen Schreckſchuß abgeben, ohne

zu zielen. der aber ſo unglücklich ging, daß ein Menſch getötet
wurde. Das Gericht, vor dem er ſich zu verantworten hatte,
verurtoilte ihn zu einem Monat Gefängnis mit Strafausſetzung
bis

Silberwarendiebſtahl.
Der frühere Poſtaushelfer Willi Dietrich war im

Februar 1920 arbeitslos. Er hatte daher viel Zeit, die er z. T.
bei einem Dienſtmädchen des Majors H., mit der er ein Ver
hältnis hatte, zubrachte und dem Mädchen bei der Arbeit in
der Küche half. hier aber auch allein arbeitete wenn das Mäd-
chen anderweitig beſchäftigt war. Er hatte dadurch Gelegenheit
gehabt, die Verhältniſſe kennen zu lernen und benutzte ſie, indem
er drei große ſilberne Gabeln, mit F R. A. (Feldartillerie
Regiment) gezeichnet, eine kleine ſißſerne mit dem Eiſernen
Kreuz gezeichnet einen Eßlöffel und einen Kaffelöffel ſtahl.
Mit dem geſtohlenen Silberzeug ging er in das Altwarenge
ſchäft von Simon Kragen, genannt Lerner, Kl. Brau
hausſtraße, um es zu verfaufen, jedoch nicht alles auf einmal,

ihm alles ab davon zwei Mal in Gegenwart ihres Vaters, und
zahſte insgeſamt 093 Mark, ein Betrag, der etwa dem Silſber-
werte entſpricht, während der Gebrauchswert der noch ſehr guten
Sachen mehr als 8300 Mark betragen haben ſoll. Das Dienſt-
mädchen des Majors hat erſt die Herrſchaft ſelbſt auf das Fehlen
der Silberſachen aufmerkſam gemacht, bei den Nochfo
fiel der Verdacht zunächſt auf einen anderen, dann aber auf
Dietrich der ſich nun wegen Diebſtahle zu verantworten batte,
gleich mit ihm aber die beiden Kragen-Lerner wegen Hehlere.t leeren e G wicht, d ſie r

Trödelbuch einget gtten, wie hreh e We dere n e a ehe bewußt der
r ch gemacht hätten, wurde deshalb auch ges

cht derurteilte Dietrich und Kragen-Lerner Vater zu je
wie auch der Deb, noch unbeſtraft ſird. Das

s Monaten die Tochter u 8 Monaten Gefängnis

ſondern zu vier verſchiedenen Malen. Die Tochter Hedwig nahm

rſchungen

Liederabend von Dora Vondi. Der e eDora Bondi vorgeſtern im Saale der „Loge zu den fünf
Türmen“ angeſagt hatte eilte das Schickſal ſo vieler ähnlicher
Veranſtaltungen. Ter Raum war ziemlich leer und man et
wohl kaum fehl, wenn man annimmt, daß die meiſten An
weſenden nur auf Einladung hin gekommen waren. Schon zu
den glücklichen Zeiten unſeres Voterlandes konnte man be
obachten, daß ſich eigentlich niemand um die Konzerte unbe
kannter Künſtler kümmerte. Jetzt iſt es natürlich erſt recht

Dora Bondi aus Berlin hat offenbar die ernſthaften kü
leriſchen Abſichten. Jhr Programm wies darauf hin Es ent
zelt nur Werke von Robert Schumann. Hugo Worf und
ichard Strauß und war mit beſtem Geſchmock zuſammen

geſtellt. So manches ſchöne Lied war aufgenommen das man
im Konzertſaal zu bören nur ſelten Gelegenheit hat Auch über
die Stimme Dora Bondis läßt ſich im Großen pad eng
viel Günſtiges berichten. Freilich für abgeſchloſſen dü. die
Künſtlerin ihre Ausbildung nicht halten Die g
kehlige Färbung der Vokale mußte abgeſtreift und nach unbe
dingter Deutlichkeit der Textausſprache geſtrebt werden. Am
wenigſten gut ſcheint die hohe Lage der Stimme zu ſein. Hier
war noch mancher ſcharfe Ton zu vexzeichnen. Daß ſich ge
legentlich Anſütze zu dramatiſcher Kraft zeigten ſei lorend ex
wähnt. Sonſt fehlte dem Ausdruck oft das notwendige innere
Leben. Bei den Liedern von Schumann litt der Vortrag der
Künſtlerin wohl noch unter einer gewiſſen Befangenheit. Aber
auch weiterhin gelangen meiſt nur Einzelheiten. Ein das Ganze
umfaſſendes Geſtaltungsvermögen muß erſt noch erworben
werden. Beſonders herausgehoben ſeien „Meinem Kinde“ von
Strauß und „Geh' Geliebter“ von Wolf. Die Begleitung von
Wilhelm Scholz zeichnete ſich durch ſchönen, weichen An
ſchlag und muſikaliſche Gediegenheit aus. Vielleicht hätte ſie die
Sängerin mehr mitreißen müſſen. A. B.

Halliſcher LehrerVerein. Am W. Januar kagte die
S l Zunächſt hielt Herr Thomas einedächtnisrede auf das am 27 Dezember 1920 verſtorbene
Ehrenmitglied des Vereins, Herrn Rektor Dr. phil.
W. Wohlrabe. Jn warmen Worten ſchiſderte er den
Lebenslauf des bekannten Schulmannes und würdige ſeine
Bedeutung für das Schulleben Halles. Dann gab der Vor
ſitzende des Vereins, Herr Rektor Saupe, den ahres
bericht. Ein ſchwere verworreres Jahr liegt hinter uns,
reich an Kämpfen. Es brachte das Grundſchul, und das Be
ſoldungsgeſetz; aber eine endgüſtige Löſung der ſchwebenden
Schulfragen brachte es nicht. Umſo nötiger iſt die Beteil gung
aller Mitglieder am Vereinsleben. Der Verein zählt 445 Mit
glieder. Reiche Arbeit wurde geleiſtet in 16 Mitgliederver
ſammlungen, in 6 Vertrauensmännerverfammlungen und 25
Sitzungen des geſchäftsführenden Ausſchuſſes Der Vortragende
ſchloß mit einem herzlichen „Glück ouf für 19217. Dann er
folgen die Berichte der einzelnen Ausſchüſſe, die Rechnungs
legung und die Entlaſtung des Rechnungsführers, Herrn

Weſtram, dem die Urkunde der Ehrenmitgtiedſchaft überreicht
wurde. Der neue Haushaltsplan wurde genehmigt; der
Jahresbeitrag ſoll 60 Mark betragen. Nun fanden die Wahlen
für die Ausſchüſſe ſtatt. Zuletzt berichtete Herr Kunze über
das 75jährige Jubiläum des Leipziger Lehrer- Vereins

burg und über das Veſoldungsgeſetz.

FamilienNachrichten.
G Front Hans Schliak (Sohn). Paul Bartſch

hn).
Verſobung: Röschen Jorns mit Max Gebſer.
Todesfälle: Am 24. Januar Kaſſenbote Karl Lüttge.

Am 25. Januar Auguſte Moritzz, geb. e in 60 Lebens-
jahr. Am 24. Januar Ofenſetzer Emil Eichſtädt im 60.
Lebensjahr.

Provinz Sachſew
m. BVernburg, 26. Jan. Antiſemiten und Sozial

demokraten.) Das Vernburger Schöffengericht hatte ſich am
Montag unter Vorſitz des Amtsgerichtsrats Pitzſchke mit einer
Privatklageſache zu beſchäftigen, in der der ntechniker Reich
und der Redakteur der „Volkswacht“, Budnarowski, ſich gegen
überſtanden. Dem erſteren ſtand Rechtsanwalt Schüßler zur
Seite, während letzterer vom Juſtizrat Dr. Cohn-Deſſau ver
teidigt wurde. Jn einer gegen Ende des vorigen Jahres abge
haltenen Verſammlung des Deutſchwölkiſchen Schutzbundes war
von dem Redner, Hoffmann-Kutſchke, gegen die Sozialdemo
kraten der Vorwurf erhoben worden, daß zwiſchen ihnen und
den Juden finanzielle Beziehungen beſtänden. Darauf hatte
die „Volkswacht“ geantwortet, und die weitere war ein
von dem Zahntechniker Reich gezeichnetes Flugblatt, in dem die
in der Verſammlung erhobenen Vorwürfe erweitert wurden.
Als Antwort darauf erſchien ein weiterer Artikel der „Volks
wacht“, in dem Reich als „Zahnathlet“ bezeichnet wurde in dem
weiter von Heuchlern, Hanswürſten geſprochen und die Antti
ſemiten eine moraliſch verlumpte Volksſchicht genannt wurden.
Reich hatte daraufhin Privatkiage gegen den verantwortlichen
Redakteur Budnarowski, dieſer Widerklage gegen Reich erhoben.
Während R.A. Schüßler die Anſicht vertrat, daß Reich in ſeinem
Flugblatt niemand perſönlich angegriffen Budnarowsk aber
den Gegner perſönlich beteidigt habe, führte Juſtiztat Dr. Cohn
aus, daß R die Sozialdemokratie und die „Volkswacht“ be
leidigt habe, weshalb B. das Recht habe, zu antworten. Er habe
das in dem kräftigen Tone getan den die „Volkswacht“, die ja
nicht vornehmlich in Salons und von zartbeſaiteten Damen ge
leſen werde, anzuſchlagen pflege. Wenn er (Dr. Cohn), der in
ſeiner Anwaltspraxis hunderte von Beleidigungsſachen geführt
habe, in einem ſolchen Falle zu handeln hätte, würde er natür
lich einen anderen Ton anſchlagen; aber B. ſei ja noch ein An
fänger. B. müſſe frefgeſprochen, der Gegner aber beſtraft
werden. Das Gericht erkannte gegen Budnarowski wegen
Vergehens gegen S 185 und 200 auf eine Geldſtrafe von 100
Mark und Publikation des Urteilstenors in der „Volkswacht“.
Der Widerbeklagte Reich wurde freigeſprochen. Das Gericht
hat lediglich bei dem Ausdruck „Zabnathlet“ die Abſicht der Be
leidigung angenommen. Bezüglich der anderen Ausdrücke
könne nicht mit Beſtimmtheit feſtgeſtellt werden, ob Reich
perſönlich mit ihnen getroffen werden ſollte. Das Flugblatt
Reichs habe keine perſönliche Beleidigung enthalten. Es ſei ein
Flugblatt, wie es im politiſchen Kampfe üblich ſei.

Erxfurt, 26. Januar. (Zugzuſammenſtoß.) Auf
dem hieſigen Güterbahnhofe fuhr der Perſonenzug 615 einem
Güterzug in die Flanke. Hierbei wurden beide Lokomotiven
ſchwer beſchädigt und einige Abteils eines Perſonenwagens ein
gedrückt. Es find 2 Perſonen tot, 6 ſchwer und gegen 90 richt
verletzt. Eine amtliche Mitteilung liegt noch acht en

Magdeburg, B. Jan. W BeAd am Dientag u een
Schrotſchuß ins Geſicht und E. nur leichtere SäußdertOb ein Dummetjungenſtreich oder ein Verbrechen vdr c Wia

hoffentlich die Unterſuchung ergeben.
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Halle (Saale).
Die Kapitalserhöhung abermals abgelehnt.

Folgen die Ueberfremdungsgefahr für eine Geſell
n kann, das geigte die außerordentliche Generalver

mlung der b r o. Braunohlen-Aktien-Geſellfchaft, die geſtern in „Stadt
burg unter dem Vorſitz von Geheimrat Beuchler abge

ten wurde. Und doch kann man im eigentlichen Sinne
es von einer Ueberfremdungsgefahr nicht ſprechen, wo zwei

rüder die Aktienmacht gegeneinander ausſpielen, wie das bei
dieſer Geſellſchaft ſeit Jahren der Fall iſt. Es iſt ja bekannt,
in w Beziehung die WerſchenWeißenfelſer A.G., die nun
mehr bald 65 Jahre beſteht, ſich zu den Gebrüdern Petſchek
(Auſſig), den böhmiſchen Kohlenkönigen, befindet. Und es iſt
auch weiter bekannt, wie ſeit langem der Kampf zwiſchen dieſen
deiden Brüdern tobt, der vor allem in Verſammlungen zum Aus
druck kommt, bei denen nach der Satzung Dreiviertel-
Stimmenmehrheit zum Beſchluß notwendig ſind.

Auch bei dar geſtrigen Generalverſammlung war dieſe
Stimmenmehrheit notwendig, denn die Geſellſchaft wollte ihr

J von 14 auf 28 Millionen Mark durch Ausgabe von
11 666 Aktien erhöhen. Da von den 127 8837 Stimmen insgeſamt
48853 Stimmen in der Hand von Jgnaz Petſchek waren, der
i h r r w. P die Anträge der Veraltung ſtimmen ließ, ſo kann die beabſichtigte Krpitalserhöhunnicht durchgeführt werden. gut w zoyung

Nach Eintritt in die Verſammlung gab Generaldirektor Dr.
Scheithauer Halle einen ausführlichen Bericht über den
Stand der Geſellſchaft. Er führte folgendes aus:

gn der orbentlichen Generalverſammlung vom 5. Juli 1920,
in der wir erſtmalig die Erhöhung unſeres Aktienkapitals, und
zwar damals um 7 Millionen Mark, in Vorſchlag brachten, hat
die Verwaltu eingehend die Gründe dargelegt, die ſie zu dieſem
Antrage veranlaßten. Die wirtſchaftlichen Gründe haben heute,
wo wir Sie um den Beſchluß bitten, unſer Aktienkapital von 14
auf 28 Millionen Mark zu erhöhen, durch die weitere Entwick
lung noch eine wefentliche Verſtärkung erfahren.

Bevor wir darüber ins einzelne eingehen, möchten wir be
merken, daß die
Jahren 1918/19 bzw. 1919/20 folgendermaßen geſtaltet hat:

Geſamte Kohlenförderung.

e 8i8/19 1919/20
Bergwerke der Wer bſchen Weißenfelſer
Braunkohlen A.G. 1745 016,59 24 430 232 1910 694,70 26 749 726
Gewerkſchaft hri

Koph Friedrich 853 117, 12 08 650 745 623,96 10 438 735
zuſammen 2608 55 96 5195 2656 51566 57 18 707

Hiervon
I. Abſatz von Nob“ahle,

1918,19n wo m 42 woraun enA -G. 2,42 9 220,63Grwerkſchaft Chriſtoph Friedrich 1426 9,91 t 116 0 8,59
zuſammen 435622,53 t W

II. Brikettvrodnt 9 191920

e e mr. Braunkohlen A.-G. „35 t 410 206,50Gewerkſchaft Chriſtoph- Friedrich 268 208,70 t 38

zuſammen 676 9005 i
Abſatz von Briten 19 Miß

e
raunkohlen-A-G. 363 534, t 382 484Gewertſchaft Chriſtoph Friedrich 261 467,51 t 249 4 t

zuſammen 62 001,51 t 632 044,45 t
III. Naßkprehſteinprodnſtion. 1019

Bergwerke der WerſchenWeißen- e
elſer Braunlohlen-A -G. 35 367,375 t 28237,62 t

Abſatz von Naßprekſte ren 101029
d

Bergwerke der Werſchen-Weißen
elſer Braunkohlen A. G. 34 743,79 27 361,16 t

IV. Gruvekorsvrodrehg- 1319/20
Berpyert der WerſchenWeißen-

elſer Braunkohlen-A.-G. 78 567,63 t 76 204,225 t
Abſatz von Grudero e 1919/20

Bergwerke der Werſchen-Weißen
elſer Brauntohlen-A.-G. 78 260,60 t 76 987,815 t
Sie erſehen aus dieſen Zahlen die Größe unſeres Unter-

nehmens. Sie können weiter ſchon aus dieſem Umfange unſerer
Betriebe ſchließen, in welchem Maße unſere Mittel durch die
Steigerung der Löhne, die hohen Preiſe der Materialien und den
großen Auſtvand, den auch alle ſonſtigen Bedürfniſſe unſeres
Unternehmens erheiſchen, in Anſpruch genommen werden.

Im laufenden Geſchäftsjuhr 1920/21, das erſt am 81. März
1821 ſein Ende erreicht, hat die Steigerung der Produktion ihre
Fortſetzung erfahren. Die Kohlenförderung iſt bisher gegenüber
dem W neun Monate umfaſſenden Zeitraum des Vorjahres
um 435 Millionen Hektoliter und die Brikettproduktion um
70 000 To. geſtiegen.

Gilt dies, was eben vorgebracht wurde, von unſeren Kohlen
produkten, ſo ſind die gleichen Erſcheinungen bei unſeren chemi
ſchen Betrieben hervorgetreten. Bekanntlich erzeugt die Geſell
ſchaft aus dem Braunkohlenteer in ihren Mineralölfabriken Oele
ler Art, Paraſfin, Kerzen und Nebenprodukte, wie Aſphalt uſw.,
und die Jnſtandhaltung ſolcher Fabrikationsbetriebe nimmt
vollends hohe Mittel in Anſpruch.

Unſere Löhne betragen auf Grund der ſeit dem 1. November
1920 gewährten neuen Lohnzulage über 86 Millionen Mark jähr-
lich, was etwa das Dreißigfache von der im Jahre 1913/14 ge
zahlten Lohnſumme ausmacht, während wir im Juli 1920 nur
mit einer Jahreslohnſumme von 48 Millianen Mark alſo um
38 Millionen Mark weniger zu rechnen brauchten,

Der Geſamtbetrag der Ausgaben auf einer Seite des Haupt-
buches hat ſich weiterhin weſentlich geſteigert und hat in den
erſten neun Monaten des Betriebsjahres 1920/21 150 Millionen
Mark betragen. Dabei ſind die von uns gebrauchten Materialien
gar nicht oder nur um ein Geringes ſeit dieſer Zeit geſunken.
Es liegt auf der Hand, daß bei einem ſolchen Geledarf allein
für die laufenden Vetriebsausgaben wir mir unſeren Nitteln
unmöglich ausreichen können.

Es muß hierbei auch des Umſtandes gedacht werden, daß
während der Kriegszeit die Jnſtandhaltung der Werksanlagen auf
zas Notwendigſte beſchränkt werden mußte. Allein die Auf-
vendungen, um unſere Anlagen wieder auf die volle Höhe des
riedenszuſtandes zu bringen, werden noch durch Jahre hindurch

tlaufend erhebliche Ausgaben verurſachen. Hierzu kommt aber

noch folgendes i m uDie Kohlenfekder bei Lützen, die, wie wir in der letzten
Generalverſammlung berichteten, von uns erworben wurden,

Förderung auffeſchloſſenmüſſen D. zum Zwecke derdas den Namen „Guftav Adolf bei
wie guch die ſeither ausgeführtett Vohrunh

gen haben, als ein ſolches mit ſehr vorteilhaftem Kohlen
herkommen erwieſen. Bei einer ſtellenweiſen Mächtigkett der
Lagerung vor 40 eter beſitzt die Kokble auch einen ſo hohen

Kohlenförderung unferer Geſellſchaft ſich in den

chenWeißenfelſer Braunkohlenf.-G.

urrd

Bitumengehalt, daß für ſie im weſentlichen eine chemiſche Ver
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arbeitung in Betracht zu ziehen iſt.
Von den 928 Morgen Kohlenfeldern, die das eben erwähnte

Objekt umfaßt, werden 668 im Tageban und 260 Morgen
im Tiefbau abgebaut werden. r gewinnbare Kohleninhalt be
rechnet fich für die Tagebaufelder auf 504 Millionen Hektoliter
und für die Tiefbaufelder auf 40 Millionen Hektoliter. Wenn
man einen jährlichen Kohlenverhau von 6 Millionen Hetktoliter
annimmt, ſo würde die Anlage eine Lebensdauer von 90 Jahren
umfaſſen. Neben den Kohlenfeldern iſt Gelände angekauft
worden für die Abraumkippe und in der Nähe des Bahnhofs
Röcken für die ſpäter zu erbauenden Betriebsanlagen.

Die Koſten für den Erwerb der Kohlenfelder haben allein
ſchon 4 Millionen Mark betragen und ſind noch weſentlich ge
ſteigert durch die Ausgaben für Bohrverſuche und andere Vor
arbeiten zum Aufſchluß der Felder.

Der für den Ausbau des Bergwerks Guſtav Adolf zum
Zwecke der Förderung erforderliche Geſamtaufwand iſt zurzeit
auf mindeſtens 40 Millionen Mark zu veranſchlagen. Es ver
ſteht ſich von ſelbſt, daß wir dieſe Summe nicht aus unſeren
jetzigen Mitteln zu decken imſtande ſind, wenngleich ſich die Kauf
koſten und die Bauaufwendungen auf mehrere Jahre verteilen.

Außer dieſem Kohlenfelde iſt es uns gelungen, noch ein
weiteres Kohlenfeld, das ausſchließlich Tiefbaufeld darſtellt, zu
erwerben. Es handelt ſich um die Felder der Gemarkung
Zitzſchen, die in der Nähe des Bahnhofes Eythra, zwiſchen Leipgig
und Zeitz, liegen. Hier haben wir 1820 Morgen Kohlenfelder er
worben, deren Mächtigkeit durchſchnittlich 10 Meter beträgt. Es
ſind 434 Millionen Hektoliter gewinnbare Kohle vorhanden. Die
Koſten für den Erwerb betragen neben allen ſonſti Unkoſten
etwa 5 Millionen Mark. Auch dieſer Kauf iſt günſtig, da er zur
Ergänzung unſeres Grubenfeldes Bunge-Nebe bei Queiſau
herangezogen werden kann, und der Bahnhof Eythra nur wenige
Stationen von dem Bahnhofe Profen, der Bahnſtation unſeres
Bergwerkes VungeNebe, entfernt liegt. Einen Teil des Gruben
feldes wollen wir verſuchen, gegen ein der ſächſiſchen Regierung
gehöriges Grubenſeld umzutauſchen und damit unſeren Beſitz auf
Bergwerk Bunge-Nebe abzurunden.

Wir bedürſen auch noch weiterer Mittel zur Ausführung um
fangreicher Verſuche zur chemiſchen Verwertung der Braunkohle,
und endlich haben wir infolge des mit der Kurſächſiſchen Braun
kohlenGas und Kraft- Geſellſchaft abgeſchloſſenen Vergleiches,
wie gleichfalls in der letzten Generalverſammlung ausgeführt
wurde, das Recht, uns an dem Unternehmen, das ſich die Ge-
winnung der Deſtillationsprodukte aus Rohkohle gur Aufgabe
geſetzt hat, mit einem Kapital von 3 Millionen Mark zu be-
teiligen. Wir müſſen hierzu auf alle Fälle gerüſtet ſein für den
Fall, daß die noch im Gange befindlichen Verſuche zu einem
günſtigen Ergebniſſe führen.

Aus dieſen Darlegungen werden Sie erſehen haben, daß wir
unter allen Umſtänden in hohem Maße neuer Kapitalien be
dürfen, die wir vorläufig auf 14 Millionen Mark vervanſchlagen.
Wir müſſen uns aber vorbehalten, wenn der Aufſchluß des Berg-
werkes Guſtav Adolf und wir überhaupt mit der
jetzt angeforderten Ziffer nicht ausreichen, wegen Beſchaffung
der weiter erforderlichen Mittel an Sie heranzutreten.

Der Aufſchluß der Kohlenfelder, die Aufrechterhaltung
unſerer Betriebe, die Ausgeſtaltung unſeres Unternehmens liegt
ſelbſtverſtändlich auch im öffentlichen Jntereſſe. Sollte durch das
Verhalten der in der letzten Generalverſammlung wie auch dies
mal vertretenen bekannten Minderheit ein ſatzungsgemäßer Be
ſchluß auf Durchführung der beantragten Kapitalserhöhung nicht
zu erreichen ſein, ſo müſſen wir eben mit Rückſicht auf das
öffentliche Jntereſſe andere Wege beſchreiten, um den erwähnten
Zwecken zu entſprechen, und wenn dieſe anderen Wege die Jnter
eſſen unſerer Geſellſchaft nicht in dem vollen Maße wahren
können wie der Jhnen in erſter Linie vorgeſchlagene Weg der Er-
höhung unſeres Aktienkapitals ſelbſt, ſo würde die Verantwortung
hierfür die Minderheit treffen.“

Wie man das meiſtens bei den Petſchek- Verſammlungen ge-
wöhnt iſt, ergab ſich auch hier im Anſchluß an dieſe Ausführungen
eine ſehr lebhafte und ausgedehnte Ausſprache, die
der Vertreter der Minorität, Rechtsanwalt Jſay, eröffnete: Man
kann ſich dem Gewccht dieſer Gründe nicht verſchließen, und wenn
die Minderheit nicht zuſtimmt, ſo geſchieht das nicht, weil ſie von
der Notwendigkeit der Kapitalserhöhung nicht überzeugt iſt, ſon
dern ſie lehnt ab, weil ſie zu der Verwaltung dieſer
Geſellſchaft nicht das erforderliche Vertrauen
hat, um ihr die Mittel zu bewilligen. Von den Be
richten aller anderen Geſellſchaften ſticht der Bericht der Werſchen
Weißenfelſer dadurch unvorteilhaft ab, daß in ihm ſo gut wie
überhaupt keine Ziffern von der Lage der Geſellſchaft und dem
Gang des Geſchäftes im verfloſſenen Jahre mitgeteilt werden.
Die eben gemachten Mitteilungen, die der Herr Generaldirektor
vorgetragen hat, und denen zu folgen mir nicht möglich war,
ſagen auch nichts über die Entwicklung der Geſellſchaft während
des Krieges, und ſie ſagen auch nichts über den Stand der
Fabriken. Aber die Aktionöre haben ein Recht, die Ziffern, die
ſie intereſſieren, vor der Generalverſammlung zu wiſſen, um
in der Lage zu ſein, Stellung dazu zu nehmen. Das iſt bei
der Werſchen-Weißenfelſer Geſellſchaft nicht geſchehen und aus
dieſem Grunde ſind wir außerſtande, dem Antrage der Ver
waltung zuzuſtimmen.

Darauf entgegnete Rechtsanwalt Elb, daß es eigentlich
Herrn Jgnaz Petſchek nicht ganz unbekannt ſein dürfte, wie die
Förderziffern uſw. der Geſellſchaft ausſehen, weil er doch bis
vor kurzer Zeit in Handelsbeziehungen zu ihr geſtanden bat und
daher beſtimmt über die Ziffern unterrichtet iſt. Wir wiſſen ja
auch, daß dieſe ſpärlichen Gründe nur herhalten müſſen, um den
wahren Sachverhalt zu verſchleiern. Jch ſtelle ausdrücklich feſt.
daß der Vertreter der Minorität geſagt hat, man könne ſich den
Griinden der Verwaltung nicht verſchließen. Es mutet eigen-
artig an, wenn ſie nun troßdem dagegen ſtimmt. Das
zeigt die Abſicht, die Herr Jgnaz Petſchek verfolgt.

Dr. Homberger weiſt auch auf die engen Handels
beziehungen hin, die Jgnaz Petſchek zu der Werſchen-Weißen-
felſer BraunkohlenA.-G. gehabt habe, die aber aus ſeiner Hand
genommen worden ſeien, weil das die Verwaltung für gut be
fand. Seine Kritik ſteht ganz im Gegenſatz zu den Gepflogen-
heiten bei den Geſellſchaften, die von Herrn Jgnaz Petſchek aus
gebeutet „ich ſtehe für dieſen Ausdruck ein“ werden.
Unterzieht man ſich der Mühe, dieſe Berichte einzuſehen, ſo kann
man feſtſtellen, daß ſie nur Redensarten enthalten. Auf An
frage in Generalverſammlungen wird meiſtens die Auskunft ver-
weigert. Hier bemängelt alſo Jangaz Petſchek das, was er bei
ſeinen Geſellſchaften für gut befindet.

Rechtsanwalt Dr. Jſay glaubt feſtſtellen zu müſſen, daß die
Geſchäftsberichte der Jgnatz-Petſchek-Geſellſchaften ausführliche
Angaben über die Fördermengen auch während des Krieges ent
halten. Bei Werſchen- Weißenfels vermißte man in der Haupt
ſache auch Zahlen über die Entwicklung der chemiſchen Fabriken.

Geheimrat Beuchler erinnert daran, daß dieſer Punkt ja
eigentlich garnicht zur Debatte ſteht und daß bei der ordentlichen
Generalverſammlung von der Minorität das Fehlen der Ziffern
nicht beanſtandet wurde. Sie müſſen alſo damals doch wohl ge
nügt haben.

Rechtsanwalt Elb kommt auf die Ausführungen des De.
Jſay zurück und erklärt als Teilnehmer der Leonhardt-Verſamm-
lung daß die Ziffern in der Bilan diefer Janaz-Petſchek- Geſell
ſchaft beanſtandet wurden und daß die Verwaltung ſelber Un
richtigkeiten zugeben mußte.

Juſtigrat Liepmann kenngzeichnet die Volitt? Petſchele
er hrandmarkt das Verfahren der Minorität, die das Inter

e
t Begngorecht angeboter

werden ſoll, rur W um ſo verwerflicher, als es a u
Ver

waltung etwas am zu fl
Der Vorſitzende Geheimrat Beuchler faßt nach längerer hin,

und hergehender Ausſprache noch einmal zufammen, und hittet
in das Protokoll aufnehmen zu wollen, der damaligen
Generalverſammlung die fehlenden Födergziffern und die Ziffernüber die Entwicklung der Scſenſgaß nicht beanſtandet wurden

während das heute als Mangel hingeſtellt wird. Die Ziffern
über die Entwicklung der Chemiſchen e Prrr wolle man ja gern
bekanntgeben, aber es iſt fraglich, ſie die Ablehnung derKapitalserhöhung jetzt noch vereiteln werden. Jn der damaligen
Generalverſammlung, der Herr Jgnaz Petſchek ſelber beiwohnte
u rig zur ar er Ziffern verlangt, der Ge,

äftsberi gen genehmNachdem noch ein tung lennzeichnete, wie Jgnaz Petſche)

in den von ihm beherrſchten Geſellſchaften das verſagt, was heut
von der Verwaltung der WerſchenWeißenfelſer bereitwilligſt
gegeben wurde, ſchritt man zur namentlichen Abſtim,
mun g. Bei dieſer ergab ſich daß die von Dr. Jſay vertretenen
48 858 Stimmen der Minorität Jonagz Vetſchek gegen dis übrigen
78 981 Stimmen den r der Verwaltung ablehnten.

Darauf berichtete Geheimrat Benchler über den anderen
Antrag der SGeſellfchaft, der darauf hinausgeht, die
zu dem Guſtav Adolf bei Lützen gehörigen
Grundſtücke und Kohlenabbaurechte durch eine
neu zu bildende Aktiengeſellſchaft zu ver verten
Entweder ſoll Guſtav Adolf verkauft oder verpachtet werden wobei
die Aktionäre von Werſchen Weißenfels ein mittelbares Bezugs.
recht dadurch erhalten, daß Werſchen Weißenfels den vierten
Teil dieſer Aktien übernehmen kann. Dieſer Antrag wurde, de
für ihn nur die einfache Majorität genügt, mit ungefähr der
gleichen Stimmenzahl wie vorher, angenommen. Auf ver
ſchiedene Anfragen der Minorität, mit welchem Kapital die neue
Geſellſchaft wohl ausgerüſtet wurde, wurde begreiflicherweiſe von
der Verwaltung keine Auskunft erteilt.

t

Die angeblich „in Jnduſtriekreiſen führende und volkswirt
ſchaftlich gut unterrichtete Halliſche Allgemeine Zei-
kung“ berichtete in ihrer geſtrigen Abendausgabe, daß die
außerordentliche Generalverſammlung der WerſchenWeißen-
felſer Braunkohlen A.-G. „einſtimmig die Kapitalserhöbung an
genommen habe“. Da in Halle gerade der in dieſer Geſellſchaft
tobende Kampf der feindlichen Brüver allgemein bekannt iſt, wirh
die Naivität der „Allgemeinen“ um ſo mehr.

Leivziger Werkzeugmaſchinenfabrik vormals W. Piglet
A.-G., in Wahren bei Leipzig. (Gigener Drahtbericht.) Vor
geſchlagen werden 15 Prozent (im Vorjahre 10 Prozent
Dividende ſowie Kapitalserhöhung um 4 auf 106
Millionen Mark, wobei den alten Aktionären ein Beznagsrecht
im Verhältnis 2:1 eingeräumt wird. Die ordentliche General
verſammlung findet am 28. Februar ſtatt.

Berliner Börſenberſchte
Produktenbericht. Berlin 26. Januar. Am Produkten

markt blieb das Angebot für alle inländiſchen Landesprodukten
beſonders in Speiſe- und Futtererbſen ſehr ſtark, ohne daß
ſich nennenswerte Kaufluſt zeigte. Namentlich für Kochware
beſtand ſoviel wie gar kein Jntereſſe. Oelſaaten waren zu 250
Mark aus Schleſien angeboten, cheinend wollen aber die
Käufer nicht mehr als 220 Mark zahlen. Heu war flau. Stroh
wurde wenig umgeſetzt. Mais war etwas im Preiſe befeſtig
auf das Anziehen der Deviſenkurſe. Wetter: trübe

Die Berliner Börſe blieb geſtern geſchloſſen. Ein Antrag
auf Einlegung weiterer Börſenruhetage iſt bisher bei dem
Börſenvorſtand noch nicht eing Jn Buärſenkreiſen iſt
man verſchiedentlich der Anſicht, daß angeſichts des Nachlaſſens
der Geſchäftstätigkeit ſich die Einlegung weiterer Ruhetage
erübrigt.

Berliner Produktenm arktpreise.
Nichtamtliehe Erwittelnngen ver 50 ke ab Statfon.

25. Januar 25. Januar
Speiseerbsen, Viktoriagerbsen 140--145 140-14p kleine e e e 120 130 1 130
P räöen 110--115 110-115nsoen n sPeluschken e. 105 110 105 110Ackerbohnen e e 115 120 115 120Wieken 90 100 90 100Lupinen, blau 58540 55-60Sorgdela Ale. 858eradella. alt.neue e 8 82 50 65 50 65Vieia villosa e Tz 250 dRübsen 5- 10 TLeinsaat 250--290 250 290Mohn e 7 e o 0 7 e 7Senfsaat e e e e nu. ausländische

onau re e e e 0 eTrockenschnitzel 5388 53-58ortfmeineee 52--54 5254
u

aferschalen-Melasses arNeu lo e 27 30 WSee reu 7 I e i e I7 7 7 nen WerStroh. drahtweprebt 17-18 tR 3 e h 7 696 eoggen- angstroh

Runkelräben e 7 7Möhren, rote e n werAal r nnä 23a oko Hamburg Bremen Tvor Januar 140 142 141Berliner Metallnotierungen:
Berlin. 26. Januar. Preise für 1000 kg in Mark.

Raftinade- Kupfer Orig.-Hütten- Alumin. (in Wals1225 Araht od. Drahtwaren 29
Orig.-Hütten-Weichblei 450/460 Zinn Banca-Straite-Bilitor
Orig.-Kütten-BRohzainkim freien Verkehr 300/520 Hättenzinntmind. 99

Remeited-Platten-Zink 340/350 heinnieckel WAntimon (egulus)Orig. -Hätten Alumin. 98-99 Silber in Barren, ca 900 fein
in gekerbten Blöckchen für i kg 9002700 Elektrolytkupfer pert00 kg i

Devisen-Vottierungen Boerlin, W. Januar:
Geld Brief Geid BruAmseterd.-Rottd. 1593.10 1896.90 New- Vork 56,94

Brüss.-Antwerp. 425.25 426.45 Paris

e J 7 r 533 10openhagen 21. anien 779.20Stogſ non u Wien (anen
Helsingfors 189,0 190.29 Oesterr. abgest. 17.23
Italien 213.75 21 PLondon 2165.25 215,75 u 11.7

Hauptſchriſtlener Hermut Dötitger.
Gerantwörtlich r Politit Heimut Böttcher r politiſche Nachrichten t 2
Ernß MWeſſerſchardt; r Vollewirtſchakt. Vrevigz n. Sporn Hans Hei lin
Kr van geſamten gdrigen edakueneßen Tellz CLeig Selldetn, Zur

Angeigenteil: Vanl Kerſten, ſnttig in Kahße a. G.
Otto Thiele Buch a. Sinſtdrucgeret, Verlag der Halleſchen Zeitung Habe

ausge
täriſch

ſein.
bis di
reit, d
Vorſch

abwei

appell

auf n
nalgef
Denn
appell
muß
Das
Ew.
unterk

obigen
laſſen,


	Hallesche Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 43
	-
	-
	-
	-






